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üeber die Gültigkeit der mit dem Landtag im Fürstentum 

Reuss j. L. 

in der Zeit vom 5. Mai 1852 bis 4. November 1853 

von der Staatsregierung vereinbarten und erlassenen Gesetze 

und über die Mittel zur "Wiederaufhebung 
derselben. 



Von Dr. A. Vollert in Weimar. 



I. Darstellung des Sacbverbiltnisses. 

Unter dem 30. November 1849 wurde im Fürsten thumc 
Reuss j. L. ein Staatsgrundgesetz publicirt, welches der Volks- 
vertretung eine Mitwirkung bei der Gesetzgebung dahin einräumt, 
dass ohne ihre Zustimmung ein Gesetz weder erlassen , noch 
aufgehoben, noch abgeändert, noch authentisch interpretirt wer- 
den soll. 

Das unter demselben Tage erlassene Wahlgesetz, ein inte- 
grirender Theil des Staatsgrundgesetzes, bestimmt, dass die 
Volksvertretung aus 19 Abgeordneten — auf je 4000 Seelen 
1 Abgeordneter — bestehen soll, welche aus directen Wahlen 
hervorgehen und auf 2 Jahre gewählt werden. 

Mittelst Ausschreibens vom 13. October 1851 wurde der 
erste ordentliche Landtag des Fürstenthums zusammenberufen, 
um in Gemeinschaft mit der Staatsregierung über Revision des 
Staatsgrundgesetzes vom 30. November 1849 und des dazu ge- 
hörigen Wahlgesetzes zu berathen. 
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Am 10. November 1851 ist der Landtag eröffnet und mit dem- 
selben ein revidirtes Staatsgrundgeselz und ein als integrirender 
Theil dazu gehöriges neues Wahlgesetz verabschiedet worden. 

Beide Gesetze, datirt vom 14. April 1852, wurden am 
5. Mai 1852 in der Gesetzsammlung des Fürstentums publicirt 
Beide Gesetze sind vom regierenden Fürsten unterzeichnet, von 
einem Minister gegengezeichnet, in beiden ist erwähnt, dass die 
Volksvertretung zu ihnen die verfassungsmässige * Zustimmung 
erklärt habe. 

Das Staatsgrundgesetz vom 14. April 1852 beginnt so: 
„nachdem in Folge der seit Publication des Staatsgrundge- 
setzes vom 30. November 1849 eingetretenen Veränderungen 
in den öffentlichen Verhältnissen des deutschen Gesammt- 
vaterlandes sich eine Revision des erwähnten Grundgesetzes 
nöthig gemacht hat, und nachdem dieselbe in Ueberein- 
stimmung mit dem am 10. November vorigen Jahres er- 
öffneten, ersten, ordentlichen Landtage vorgenommen worden 
ist, so verkünden Wir unter ausdrücklicher Wiederaufhebung 
des gedachten Verfassungsgesetzes vom 30. November 1849 
das auf Grund der desshalb gepflogenen Verhandlungen ver- 
einbarte neue Staatsgrundgesetz wie folgt etc." 
Weiter heisst es: 
§ 50. „Die Rechte des Volkes werden durch freigewählte 

Abgeordnete ohne Unterschied des Standes vertreten." 
§ 51. „Die Wahlen erfolgen nach Maassgabe des unter A. 

beigedruckten Wahlgesetzes." 
§ 54. „Der Volksvertretung stehen im Allgemeinen folgende 
Rechte zu: 

a. die Mitwirkung bei der Besteuerung, insbesondere das 
Recht der Steuerbewilligung; 

b. die Mitwirkung bei der Ordnung des Staatshaushaltes, 
sowie 

c. bei der Gesetzgebung ; 

d. das Recht des Gesetzesvorschlags, der Beschwerde» 
der Adresse, sowie der Anklage der Minister." 

§ 63. „Die gesetzgebende Gewalt wird gemeinschaftlich durch 
den Fürsten und die Landesvertrelung ausgeübt. 
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Die Uebereinslimmung des Fürsten und des Landtags ist 
zu jedem Gesetze erforderlich." 

§ 80. „Die der Volksvertretung zustehenden Rechte werden 
etc. abschliessend von derselben im Landtage ausgeübt." 

§ 81. »Der Landtag soll regelmässig alle drei Jahre im Monat 
October und ausserdem, so oft es zur Erledigung dringender 
und wichtiger Landesangelegenheiten von der Staatsregierung, 
sei es nach eigenem Ermessen, sei es auf Antrag der Volks- 
vertretung für nöthig befunden wird, einberufen werden." 

§ 97. „Dem Fürsten steht das Recht zu, den Landtag unter 
Angabe der Gründe zu vertagen oder aufzulösen. 

Im Falle der Auflösung erlischt das Mandat der sämmt- 
lichen Abgeordneten von selbst." 

§ 102. „Das gegenwärtige Verfassungsgesetz ist für alle 
Landesangehörige nach seiner Verkündigung durch den 
Landesfürsten verbindlich." 

ä Wir werden dieses Staatsgrundgesetz im Ganzen , wie in 
seinen einzelnen Theilen treu und gewissenhaft beobachten, gegen 
alle Eingriffe und Verletzungen nach Kräften schützen und weisen 
Unsere Behörden und Diener an, demselben unverbrüchlich nach- 
zuleben. Schleiz den 14. April 1852.« 

Das Wahlgesetz von demselben Tage sagt im Eingange: 
„da die Erfahrung gelehrt hat, dass das dem Wahlgesetze 
vom 30. November 1849 zum Grunde liegende System allge- 
meiner, directer Wahlen ohne Census und ständische Gliederungen 
nicht ausreichend ist, um allen Trägern der öffentlichen Wohl- 
fahrt Gelegenheit zu geben, ihre Stimme bei den Berathungen 
der Vertreter des Landes geltend zu machen, so haben Wir in 
Uebereinslimmung mit dem ersten ordentlichen Landtage be- 
schlossen, das erwähnte Wahlgesetz aufzuheben und wegen der 
Zusammensetzung und der Wahl der Landesvertretung Folgendes 
zu verordnen" etc. 

Das Wahlgesetz bestimmt, dass die Zahl der Landesvertreter 
auf 19 festgesetzt sein und dass 4 durch directe Wahlen der- 
jenigen Grundbesitzer, welche mindestens 124 Morgen Acker- 
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land, Garten oder Wiese besitzen, die übrigen 15 aber durch 
indirecte Wahlen hervorgehen und auf 3 Jahre gewählt werden 
sollen. 

Die Erwartung, dass der Landtag nach Publication des neuen 
Staatsgrund - und Wahlgesetzes aufgelöst und dass Neuwahlen 
angeordnet werden würden , erfüllte sich nicht , vielmehr blieb 
der alte Landtag auch nach erfolgter Publication jener Gesetze, 
nach dem 5. Mai 1852, in Thätigkeit. 

Am 31. März 18)52 wurde er vertagt, am 12. Mai 1852 
aber wieder zusammenberufen, am 25. Juni 1852 wieder vertagt, 
aber am 5. Mai 1853 wieder einberufen, am 13. desselben Mo- 
nats noch einmal vertagt, am 14. September 1853 noch einmal 
einberufen, und endlich am 4. November 1853 aufgelöst. 

Vielfach hat der Landtag während seines Zusammenseins in 
der Zeit vom 5. Mai 1852 bis 4. November 1853 die der Volks- 
vertretung nach § 54 des Staatsgrundgesetzes vom 14. April 1852 
zustehenden Rechte ausgeübt. 

Unter der Mitwirkung dieses, in Gemässheit des Wahlge- 
setzes vom 30. November 1849 zusammengesetzten Landtags 
sind nach dem 5. Mai 1852 eine Reihe wichtiger Gesetze 
und Verordnungen berathen resp. verabschiedet und publicirt 
worden, von denen hier nur folgende genannt werden sollen : 

1) Gesetz, die Regelung der Presse betr., vom 5. Juli 1852. 

2) Gesetz, das Vereins- und Versammlungsrecht betr:, vom 
5. Juli 1852. 

Z) Gesetz über die Gewerbe- und Personalsteuer v. 1. Juli 1852. 

4) Verordnung, betr. den Organismus der Verwaltungsbehörden 
vom 19. Juli 1852. 

5) Firma- und Procuraordnung vom 2. August 1852. 

6) Gesetz über die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit 
vom 4. December 1852. 

7) Gesetz, die Organisation der Justizbehörden betr., vom 
4. December 1852. 

8) Gesetz über den Civilstaatsdienst vom 16. Juni 1853. 

9} Gesetz wegen Aufhebung des Lehensverbandes vom 28. 

Juli 1853. 
10) Gesetz über die Intestaterbfolge vom 10. December 1853. 

ZeiUclur. für Su«tsw. 1834- 2s Heft. 23 
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Ferner hat derselbe Landtag und zwar ebenfalls in der Zeit 
vom 5. Mai 1852 bis zum 4. November 1853 das Einnahme- 
und Ausgabebudget, die Amortisation der Staatsschuld und den 
darauf basirten Finanzplan berathen und festgestellt, Steuern be- 
willigt, über die Art und Weise der Steuererhebung, namentlich 
der Umlegung der Grundsteuern Beschlüsse gefasst und ver- 
schiedene Verwilligungen gemacht. 

In einer seiner letzten Sitzungen wählte der Landtag einen 
Landtagsausschuss, welcher noch jetzt besteht und die nach dem 
Staatsgrundgesetze vom 14. April 1852 gegebenen Rechte fort- 
dauernd ausübt. 

Auch in Betreff einzelner Abgeordneten sind innerhalb der 
mehrfach erwähnten Periode vom 5. Mai 1852 bis 4. Nov. 1853 
verschiedene Veränderungen vorgegangen. 

Der Abgeordnete Landrath F. von Lobenstein legte sein 
Mandat nieder. Für ihn wurde, nachdem Andere die auf sie 
gefallene Wahl abgelehnt hatten, nach Maassgabe der Be- 
stimmungen des Wahlgesetzes vom 30. Nov. 1849 
und zwar als das neue Wahlgesetz bereits geraume Zeit publi- 
ca r t war, der Obergerichtsadvocat A. von Gera als Abgeordneter, 
der Schriftführer und Justizamts - Kopist M. von Lobenstein als 
Stellvertreter gewählt. 

Der Landtag erkannte beide Wahlen am 10. Mai 1853 als 
gültig an, der Abgeordnete A. wurde an demselben Tage nach 
§ 53 des revidirten Staatsgrundgesetzes verpflichtet und hat seit- 
dem an den Berathungen und Abstimmungen im Landtage Theil 
genommen. 

In der Folge wurden Neuwahlen im 4len und 12ten Wahl- 
bezirke nölhig, ebenfalls nach dem Wahlgesetze vom 30. Nov. 
1849 vorgenommen und von dem Landtage als zu Recht be- 
ständig angesehen. Die so gewählten Abgeordneten traten als 
Glieder des Landtags am 15. September und resp. 13. Oct. 1853 
ein und haben von da an bis zur Auflösung des Landtags als 
Abgeordnete mitgelagt. 

Eine Anzahl von Rittergutsbesitzern hat in mehreren, theils 
an Se. Durchlaucht den regierenden Fürsten, theils an das Mi- 
nisterium gerichteten Eingaben ausgeführt, dass der nach dem 
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Staatsgrund- und Wahlgesetze vom 30. November 1849 zusam- 
mengesetzte Landtag nach erfolgter Publicalion des neuen Ver- 
fassungs- und Wahlgesetzes nicht mehr befugt sei, die der Volks- 
vertretung zustehenden Rechte auszuüben und gebeten, denselben 
aufzulösen. Die Staatsregierung ist auf diess Gesuch erst am 
4. November 1853 eingegangen, indem sie an der Ansicht fest- 
hielt, dass der Landtag in seiner ursprünglichen Zusammen- 
setzung bis zum Ablaufe der Wahlperiode — bis zum 10. Nov. 
1853 — die verfassungsmassige Landesvertretung sei. 

Der Landtag selbst hat diese Ansicht getheilt, wie daraus 
zu entnehmen ist , dass er über eine dieser Eingaben , welche 
ihm in Abschrift mitgetheilt wurde, zur einfachen Tagesordnung 
überging. 

Ein neuer Landtag auf Grund des Wahlgesetzes vom 14. April 
1852 ist bis jetzt von der Staatsregierung nicht zusammenberufen 
worden. 

Es entstehen nun zwei Fragen? 

1. War der nach dem Wahlgesetze vom 30. November 1849 
zusammengesetzte Landlag befugt, die Rechte der Volksver- 
tretung zu gebrauchen, nachdem das Staatsgrundgesetz 
und das Wahlgesetz vom 14. April 1852 unter dem 5. Mai 
desselben Jahres publicirt worden und sind insbesondere 
die unter seiner Mitwirkung in der Zeit vom 5. Mai 1852 
bis zum 4. Nov. 1853 zu Stande gekommenen, publicirten 
Gesetze gültig? 

2. Welche Mittel sind vorhanden, um, wenn diese Frage mit 
„Nein" beantwortet wird, die gedachten Gesetze ausser 
Wirksamkeit zu setzen? 



II. Rechtliche Ausführung über die Gültigkeit der vom 
5. Mai 1852 bis zum 4. November 1853 erlassenen Gesetze. 

Nach den bereits angeführten Bestimmungen des neuen Ver- 
fassungs- und Wahlgesetzes stehen wohl folgende Sätze recht- 
lich fest: 

1. Mit der am 5. Mai 1852 legal erfolgten Publicalion des 

23 * 
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Staatsgrundgesetzes und des Wahlgesetzes vom 14. April 
1852 sind das Staalsgrundgesetz und das Wahlgesetz vom 
30. November 1849 aufgehoben; das particulare Staatsrecht 
des Fürstenthums Reuss j. L. ist vom 5. Mai 1852 an 
ausschliesslich nach dem neuen Verfassungs- und Wahl- 
gesetze zu beurlheilen. 

2. Die Volksvertretung insbesondere hat vom 5. Mai 1852 
an — in gleicher Weise wie auch der Fürst — dasjenige 
Maass von Rechten auszuüben, welches ihr das Staats- 
grundgesetz vom 14. April 1852 einräumt. 

Aendert dieses Gesetz das frühere dergestalt ab, dass 
der Volksvertretung einige Befugnisse entzogen werden, 
so ist sie ebenso gewiss fortan nicht mehr berechtigt, die- 
selben auszuüben, als sie befugt ist, die ihr durch das 
revidirte Staatsgrundgesetz vom 14. April 1852 etwa zu- 
gestandenen neuen Rechte zu gebrauchen. Wäre zum 
Beispiel durch die neue Verfassung bestimmt: die Volks- 
vertretung ist nicht berechtigt, bei der Gesetzgebung mit- 
zuwirken, dann würde sie zweifelsohne vom Tage der 
Publication an aufhören, ein Factor der Gesetzgebung 
zu sein. Wäre andrerseits erst durch die neue Verfas- 
sung bestimmt: die Volksvertretung hat das Recht des Ge- 
setzesvorscblags , dann würde sie gewiss vom Tage der 
Publication dieser neuen Verfassung an befugt sein, Ge- 
setze vorzuschlagen. 

3. Die Volksvertretung ist verpflichtet, die ihr nach dem 
Slaalsgrundgesetze vom 14. April 1852 zustehenden Rechte 
so auszuüben, wie dieses Gesetz es vorschreibt. Es darf 
zum Beispiel kein Volksvertreter seine Stimme durch Auf- 
trag ausüben lassen, oder für dieselbe Instruction annehmen, 
weil diess durch das Gesetz vom 14. April 1852 ver- 
boten ist. 

4. Zur Ausübung derjenigen Rechte, welche der Volksver- 
tretung zustehen, sind nur verfassungsmässig ge- 
wählte Abgeordnete befugt. Verfassungsmässig ge- 
wählt ist ein Abgeordneter nur dann, wenn seine Wahl 
nach dem neuen, einen integrirenden Theil des revidirten 
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Staatsgrundgesetzes bildenden Wahlgesetze vom 14. April 
1852 vollzogen ist. 

Es ist ein unbestrittener Rechtssatz, dass jedes Gesetz seine 
Wirkung als ein Ganzes äussert und nicht zum Theil jetzt, 
zum Theil später wirksam wird. Giebt man zu, dass die Be- 
stimmungen des revidirlen Staatsgrundgesetzes über das Staats- 
gebiet, die Staatsangehörigen und ihre Rechte mit dem Tage der 
Publicalion ins Leben getreten sind, so wird man auch zugeben 
müssen, dass die Beslimmungen'üler die Volksvertretung und 
deren Zusammensetzung sofort Geltung erhalten.- 

Das revidirte Slaalsgrundgeselz vom 19. April 1852 sagt 
vom 5. Mai 1852 an sollen Abgeordnete, welche nach dem bei- 
gedruckten Wahlgesetze gewählt sind, das heisst 19 Männer, 
von denen 15 durch indirecte Wahlen, 4 durch die Besitzer von 
mindestens 124 Morgen Ackerland, Garten oder Wiese direct 
gewählt worden sind, die Rechte des Volkes als Volksver- 
tretung ausüben; diese so zusammengesetzte Volksvertretung ist 
berechtigt, bei der Besteuerung, der Ordnung des Staatshaushaltes, 
der Gesetzgebung mitzuwirken; diese so zusammengesetzte Volks- 
vertretung hat das Recht des Gesetzesvorschlags, der Beschwerde, 
der Adresse, sowie der Anklage der Minister. 

Ist die Volksvertretung auf andere Weise, also nicht 
in Gemässheit des Slaalsgrund- und des Wahlgesetzes vom 
14. April 1852 gebildet, dann ist sie keine Volksvertretung im 
Sinne des Gesetzes, vertritt folgeweise das Volk nicht und 
kann gültig dessen Rechte nicht ausüben. 

Nach dem Slaatsgrundgesetze und dem Wahlgesetze vom 
30. November 1849 wurde das Volk durch 19 aus directen 
Wahlen hervorgegangenen Abgeordnelen vertreten ; wären einige 
Abgeordnete unter der Herrschaft dieser Gesetze indirect ge- 
wählt worden, Niemand würde behaupten, dass die unter ihrer 
Mitwirkung zu Slande gekommenen Beschlüsse gültig wären. 
Ebenso umgekehrt : nach der neuen Verfassung ist Niemand be- 
fugt, die Rechte der Volksvertretung auszuüben, der nicht in 
Gemässheit des neuen Wahlgesetzes Abgeordneter geworden ist. 
Diejenigen Maassregeln, Verwilligungen und Gesetze, welche 
nach dem 5. Mai 1852 von den 19 aus ürwahlen hervor- 
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gegangenen Abgeordneten mit der Slaatsregierung verabschiedet 
worden sind, haben, weil d i e s e Versammlung nach dem Staats- 
grundgesetze vom 14. April 1852 nicht den Landtag bildet, 
zu jenen Maassregeln , Verwilligungen und Gesetzen aber die 
Uebereirtslimmung des Fürsten und des Landtags erforderlich 
ist,, ebenso zuverlässig keine Geltung, als alle von jener Ver- 
sammlung vor dem 5. Mai 1852 gefassten Beschlüsse zu Recht 
bestehen, weil bis zu diesem Tage das Staatsgrundgesetz und 
das Wahlgesetz vom 30. November 1849, auf Grund derer sie 
die Volksvertretung bildeten, in Kraft geblieben ist. 

Dass der 5. Mai und nicht der 14. April der entscheidende 
Tag ist, folgt nöthwendig daraus, dass jedes Gesetz mit dem 
Tage der Publicalion consummirt wird und erst von da an seine 
Herrschaft äussert. 

Die Annahme, dass die Befugniss der nach der Gesetzgebung 
vom 30. November 1849 gewählten Abgeordneten, die Rechte 
der Volksvertretung auszuüben, auch nach erfolgter Publicalion 
des Staatsgrundgesetzes und des Wahlgesetzes vom 14. April 1852 
fortdaure und erst mit- dem Zeilpunkte aufhöre, wo die Land- 
tagsperiode, für welche gewählt wurde, abgelaufen ist, führt zu 
Consequenzen, welche die publicirten Gesetze illusorisch machen. 
Man denke, dass die Staatsregierung nach dem 5. Mai 1852, 
aber innerhalb der L a n d t a g s - W a h 1 p e r i o d e für nöthig be- 
funden hätte, das vom 14. April 1852 datirle Verfassungs- 
und Wahlgesetz wieder aufzuheben und die Gesetze vom 30. Nov. 
1849 wiederherzustellen. Man denke, dass der Landtag in seiner 
alten Zusammensetzung einer solchen Regierungs- Proposition 
zugestimmt hätte , dann verschwand die neue V e r f a s s u n g, 
das neue Wahlgesetz, ohne dass die nach ihnen ins Leben ge- 
rufene Volksvertretung thätig werden konnte! Man erwäge, dass 
die Wahlperioden in andern deutschen Ländern, namentlich früher, 
12, 8, 6 Jahre dauerten, ja dass hie und da — vgl. § 19 des 
Waldeckschen Staatsgrundgesetzes vom Jahr 1816 — die Ab- 
geordneten lebenslänglich gewählt wurden. 

Wenn in den ersten Jahren der Wahlperioden Verfassung 
und Wahlgesetz geändert werden, kann unmöglich die alte Volks- 
vertretung noch eine Reihe von Jahren rechtsgültig thätig sein 
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und nach Befinden jene Aenderungen wieder ändern. Oder man 
setze den Fall, dass die Slaalsregierung den Landlag mit d^m 
5. Mai 1852 aufgelöst und einen neuen Landtag nach dem Ge- 
setze vom 14. April 1852 einberufen halten, gewiss wären die 
Verabschiedungen mit solchen Ständen rechtlich nicht anzu- 
zweifeln gewesen. 

Sollen die Verabschiedungen in gleicher Weise wirksam sein, 
wenn der -auf Grund des aufgehobenen Wahlgesetzes vom 
30. November 1849 erwählte Landtag seine Zustimmung giebt, 
dann ist es dem Ermessen der Regierung anheimgegeben, ob das 
neue oder das alte Gesetz gelten und zur Anwendung ge- 
bracht werden soll. Neben einander können aber zwei Gc<- 
setze, von denen das eine das andere aufhebt, nicht gleichzeitig 
in einem Staate bestehen. 

Man könnte einwenden: aus der Aufhebung des Wahlge- 
setzes vom 30. November 1849 folgt nicht, dass die Wirkungen 
dieses Gesetzes, die Wahlen der Abgeordneten ungültig werden. 

Insoweit ist das richtig , als die Legitimation der Abgeord- 
neten ihren Wählern gegenüber nicht berührt wird, aber ebenso 
richtig ist es, dass diese Abgeordneten die ihnen als Volks- 
vertreter zustehenden Rechte dann nicht mehr ausüben können, 
wenn das neue Gesetz sagt: diese Rechte soll fortan eine in 
anderer Weise zusammengesetzte Volksvertretung gebrauchen. 

Wenn der nach dem neuen Gesetze zu bildende Landtag 
diese Rechte hat, dann ist eben der frühere Landlag nicht 
mehr deren Innehaber. Die Wahlen an sich bleiben demnach 
gültig bis zum Ablauf der. Wahlperiode, oder der Auflösung des 
Landtags, die Rechte, der Inhalt des Mandats aber hörten ipso 
jure auf mit der Publication des neuen Staatsgrund- und Wahl- 
gesetzes. 

Ein anderer Einwurf lautet so: das neue Wahlgesetz tritt 
allerdings mit dem Tage der Publication in Kraft, kann aber erst 
wirksam werden, wenn ein Fall vorkommt, der unter das Gesetz 
fällt, das heisst, wenn eine Neuwahl nolhwendig wird. 

Das würde begründet sein, wenn nicht das neue Wahlgesetz 
wie auch das frühere, ein in tegrir ender Theil des Staats- 
grundgeselzes wäre. Dieses bestimmt : nur die nach dem neuen 
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Wahlgesetze gewählten Abgeordneten können güllig die Rechte 
der Volksvertretung ausüben, also zum Beispiel bei der Gesetz- 
gebung mitwirken. Sobald nun der Fall eintritt, wo ein Recht 
der Volksvertretung gebraucht, wo bei einem Acte der Ge- 
setzgebung mitgewirkt werden muss, dann ist die Veranlassung 
vorhanden, eine Volksvertretung nach dem neuen Wahlgesetze 
ins Leben zu rufen. Geschieht das nicht, dann cessiren die Acte, 
bei denen die Mitwirkung der Volksvertretung erforderlich ist. 

Wollte man die Behauptung aufstellen, dass ja die in Ge- 
mässheit des Wahlgesetzes vom 30. November 1849 auf zwei 
Jahre gewählten Abgeordneten ein Recht gehabt hätten, zwei 
Jahre lang ihre Mandate auszuüben, so ist hiergegen Folgendes 
zu bemerken. 

Da der Staatsregierung nach dem Slaatsgrundgesetze vom 
30. November 1849 das Recht zustand, den Landlag aufzu- 
lösen, so kann von einem wohlerworbenen Rechte der 
gewählten Abgeordnelen, dieses für die Landtagsperiode, für die 
sie unwiderruflich nur von Seiten der Wähler gewählt wurden, 
zu bleiben, die Rede nicht sein. Davon kann überhaupt keine 
Rede sein, weil das Mandat der gewählten Abgeordneten nach 
heutigen Verfassungen nie und am wenigsten nach einer solchen 
Repräsentativverfassung, als von der es sich hier handelt, wie 
ein jus quaesitwn zu betrachten ist. Denn der Begriff eines 
wohlerworbenen Rechtes, welches nur gegen Entschädigung auf- 
gehoben werden soll, erfordert: 

a) dass es ein Recht ist, welches als ein, durch einen gül- 
tigen, besondern Rechtstitel begründeter, gegenwärtiger 
Bestandteil der Privatre chts Sphäre einer bestimmten 
Person betrachtet werden muss. Die Berechtigung und 
Verpflichtung des gewählten Landtagsdeputirten gehört 
aber, wie von selbst klar ist, nicht in seine Privatrechts- 
sphäre; sie ist ein Mandat, ein Auftrag zu gewissen staat- 
lichen Functionen, also ein wesentlich publicistisches Ver- 
hältniss ; 

b) Begründung eines Rechtes durch einen speci eilen 
und gültigen Rechtslilel. Hiernach kann ein Verhältniss, 
welches seiner wesentlichen Natur nach ein Pflichlver- 
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hältniss ist, wie zum Beispiel ein öffentliches Amt, oder 
die Function eines Abgeordneten, an sich nicht als ein 
wohlerworbenes Recht erscheinen. 

Wo Jemand eine Stellung oder Function hat, die von den 
bestehenden Gesetzen und öffentlichen Einrichtungen im Staate 
unmittelbar abhängt, wie es bei dem Mandate des Abgeordneten 
der Fall ist, welches durch die Ausübung des der Staatsregierung 
zuständigen Auflösungsrechts erlischt, da kann von einem wohl- 
erworbenen Rechte im eigentlichen Sinne nicht gesprochen werden. 

Die Staatsregierung hat den um die Auflösung des Landtags 
petitionirenden Rittergutsbesitzern ferner eingewendet, dass der 
erste ordentliche Landtag ausser zur Revision der Verfassung 
und des Wahlgesetzes auch berufen worden sei, um über die 
Bedürfnisse der Landesverwaltung und der Gesetzgebung mit der 
Regierung zu verhandeln und desshalb seine Functionen, bis 
diese seine Aufgabe erreicht gewesen sei, auch nach Verab- 
schiedung und Publication des revidirten Staatsgrundgesetzes und 
des neuen Wahlgesetzes habe fortsetzen können. 

Abgesehen davon, dass weder in dem Einberufungsschreiben 
vom 13. October 1851, noch in den Landtagsprolocollen , noch 
in der Gesetzsammlung jenes als Zweck des zusammenberufenen 
Landtags ausdrücklich angegeben worden ist, erledigt sich dieser 
Einwand theils durch den geführten Beweis, dass die Abgeord- 
nelen, solange der Fürst den Landtag aufzulösen befugt ist, 
kein Recht haben, dieses für die Dauer der Wahlperiode zu 
bleiben, theils ist zu erwiedcrn : nur der Landlag, das will sagen 
die v er fassungs massige Volksvertretung ist doch jedenfalls 
einberufen worden, um mit der Regierung über die Bedürfnisse 
der Landesverwaltung und der Gesetzgebung zu verhandeln. 
Vom 5. Mai 1852 an hatte lediglich diejenige Versammlung die 
Ermächtigung, solchergestalt zu verhandeln, welche aus 4 von 
den Gründbesitzern, 15 indirect gewählten Abgeordneten bestand. 
Haben auf andere Weise gewählte Personen diess Recht ausgeübt, 
dann ist das eben kein Landtag nach der Verfassung gewesen. 

Ueberdiess ist der Ausdruck „Bedürfnisse der Landesver- 
waltung und Gesetzgebung" so allgemein und unbestimmt, dass 
er ohne speciellere Normen für seine engere oder weitere Be- 
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grenzung in der Rechlssphäre nicht von Wirkung sein kann. 
Der Landtag hatte bereits vor Publicalion des neuen Verfassungs- 
und Wahlgesetzes eine Reihe anderer Gesetze mit der Slaats- 
regierung verabschiedet — zum Beispiel ein Gesetz über die 
Aufhebung des privilegirten Gerichtsstandes, ein Strafgesetzbuch, 
ein Gesetz über die Aufhebung der Grundrechte des deutschen 
Volks u. s. w. — ausserdem verschiedenen von der Regierung pro- 
ponirtcn Administrativ -' und Finanzmaassregeln zugestimmt und 
man kann mit demselben Rechte behaupten, dass hiermit die Be- 
dürfnisse der Landesverwaltung und Gesetzgebung erschöpft ge- 
wesen seien, als auf der andern Seite sagen: diese Bedürfnisse 
hätten eine noch weitere Thätigkeit des Landtags erfordert. 

Endlich ist noch zu erwähnen, dass allerdings der alte Land- 
tag nach dem 5- Mai 1852 unter d e r Voraussetzung die Rechte 
der Volksvertretung auszuüben, insbesondere die an ihn gelangten 
Regierungsvorlagen zu erledigen befugt gewesen wäre, wenn 
die Staatsregierung mit dem Landtage vor dem 5. Mai 1852 
eine Verabschiedung dahin getroffen und als Theil der Verfassung 
legal publicirt hätte, dass die bisherige Volksvertretung trotz der 
Publication des neuen Verfassungs- und des neuen Wahlge- 
setzes bis zum Ablaufe der Wahlperiode fortzutagen das Recht 
haben solle. Derartige Verabschiedungen, welche die Publication 
neuer Verfassungs- und Wahlgesetze beschränken, sind der Grund, 
wesshalb hie und da in andern deutschen Staaten die Stände 
auch nach erfolgter Publication neuer Verfassungs- und Wahl- 
gesetze in Thätigkeit geblieben sind. Im vorliegenden Falle ist 
eine solche Verabschiedung nicht getroffen und noch viel weniger 
ein derartiges Gesetz erlassen worden. Die einzige, gesetzliche 
Restimmung ist die, dass das Verfassungsgesetz für alle Landes- 
angehörigen mit dem Tage seiner Publication durch den 
Landesfürsten verbindlich sein soll. Diese Bestimmung würde 
sogar entgegenstehende Verabschiedungen und Gesetze von 
älterem Datum aufheben, wie jedes neuere Gesetz das ältere 
aufhebt. 

Aus den vorstehenden Deductionen folgt : die Staatsregierung 
war, wenn sie! Regierungsacte vornehmen wollte, zu denen die 
Volksvertretung mitzuwirken halte, verpflichtet, einen neuen 



im Fürstenthum Reuss j. L. erlassenen Gesetze. 351 

Landtag auf Grund des neuen Wahlgesetzes einzuberufen und 
den alten Landtag aufzulösen. Man kann nicht schlechthin sagen, 
die Regierung hätte nothwendig den Landtag sofort mit dem 
5. Mai 1852 auflösen müssen. Hierzu ist sie an sich nur 
berechtigt, nicht verpflichtet. Verpflichtet aber ist 
die Regierung , zu Gesetzen und gewissen Verwaltungs - und 
Finanzmaassregeln die Zustimmung der verfassungsmässigen 
Volksvertretung einzuholen und wenn eine verfassungs- 
mässige Volksvertretung nicht mehr existirt, eine solche, so- 
bald deren Thatigkeit erforderlich wird, zusammenzurufen. Diese 
Verpflichtung führt eo ipso zu der Auflösung des frühem 
Landtags. 

Vom 5. Mai 1852 bis 4. November 1853 hat die Staats- 
regierung des Fürstentums Reuss j. L. mit einer Volksver- 
tretung getagt, welche nicht in Gemässheit des am 5. Mai 1852 
publicirlen Staatsgrundgesetzes vom 14. April desselben Jahres 
zusammengesetzt war und folgeweise sind alle in dieser Zeit 
unter der Mitwirkung dieser Versammlung zu Stande gekommenen 
Maassregeln, Verordnungen und Gesetze ungültig. 

Fasst man, völlig abgesehen von diesen Erörterungen, die 
zweite Seite des Falles ins Auge , dass nämlich nach dem 
5. Mai 1852 drei Abgeordnete ihre Mandate niedergelegt haben, 
dass an deren Stelle in Gemässheit des ausdrücklich auf- 
gehobenen Wahlgesetzes vom 30. November 1849 
drei Andere gewählt worden und in den Landtag als Abgeordnete 
eingetreten sind, so ist zu behaupten, dass der Landtag von 
diesem Eintritte an, selbst wenn er im Uebrigen competent ge- 
wesen wäre, unfähig geworden ist, die Rechte der Volksver- 
tretung gültig auszuüben. 

Thatsächlich brauchen von den 19 Abgeordneten nach 
den Bestimmungen der Gesetzgebung nur % anwesend zu sein, 
um gültige Beschlüsse zu fassen, rech tlich müssen 19 Abge- 
ordnete vorhanden sein. Hier war die Möglichkeit gar nicht 
gegeben, nach dem 5. Mai 1852 die leeren Plätze zu besetzen, 
weil das ausser Kraft getretene Wahlgesetz vom 30. Nov. 1849 
mit rechtlicher Wirkung nicht mehr angewendet, und andrerseits 
zu den 18 resp. 16 forttagenden Abgeordneten neue Glieder 
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nach dem Wahlgesetze vom 14. April 1852 selbstverständlich 
nicht gewählt werden konnten. Man hätte ja nicht einmal zu 
entscheiden vermocht, ob dieselben aus der Zahl der Gutsbe- 
sitzer direct, oder aus den übrigen 15 indirect zu wählenden 
Abgeordneten genommen werden müssten. Sonach bestand, da 
die Neuwahlen nach dem aufgehobenen Wahlgesetze, nicht gültig 
sind, die Landesvertretung de jure nur aus 18 resp. 16 Abge- 
ordneten. Ein Theil des Landes, oder — was gleichbedeutend 
ist — das ganze Land war nicht verfassungsmässig ver- 
treten. 

Es wird zugegeben werden müssen, dass die drei neu hin- 
zugekommenen Abgeordneten durch ihre Gründe in den Debatten 
und ihre Abstimmungen an den gefassten Beschlüssen mitgewirkt 
haben, dass diese Beschlüsse wenigstens möglicherweise 
anders ausgefallen wären, wenn kein Abgeordneter sein Mandat 
niedergelegt hätte. Es liegt also auch aus diesem Grunde die 
Nichtigkeit der Beschlüsse des Landtags, der unter seiner Mit- 
wirkung ergriffenen Maassregeln t der mit ihm verabschiedeten 
Gesetze zu Tage. 

Das aus diesem Grunde resultirende Nichtigkeitsmoment wirkt 
indess nicht .vom 5. Mai 1852, sondern erst von dem Tage 
an, wo die Volksvertretung de jure nicht mehr aus 19 Abge- 
ordneten bestand, wo also der erste von den drei Abgeordneten 
sein Mandat niederlegte. 

Von selbst versteht es sich, dass, wenn die Competenz des 
Landtags selbst nach dem 5. Mai 1852 rechtlich nicht mehr 
begründet war, auch der kurz vor der Auflösung gewählte, noch 
jetzt bestehende Landtag sausschuss gültige Beschlüsse zu 
fassen unfähig gewesen resp. unfähig noch jetzt ist. 

III. Die rechtlich zulässigen Mittel zur Wiederaufhebung der 
zwischen der Staatsregierung und dem Landtage in der Zeit 
vom 5. Hai 1852 bis 4. November 1853 vereinbarten Maass- 
regeln und Gesetze. 

Bevor in den Gegenstand selbst eingegangen wird, mag 
vorausgeschickt werden, dass sich eine nicht unbedeutende An- 
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zahl von Rittergutsbesitzern dahin geeinigt hat, alle verfassungs- 
mässigen Mittel anzuwenden, durch welche die aus der Thätigkeit 
des incompetenten Landtags hervorgegangenen Beschlüsse und 
Gesetze wiederaufgehoben werden können. 

Diess Streben wird gerechtfertigt dadurch zunächst, dass die 
Rittergutsbesitzer wesentliche materielle Nachtheile durch die 
Wirksamkeit jenes Landtags erlitten haben. Der Ritterschaft im 
Fürstenlhum Reuss j. L. stand nämlich ehemals fast ausschliess- 
lich das Recht der landständischen Vertretung zu. Die Verfassung 
vom 30. November 1849 entzog derselben als Corporation jeden 
Theil an der Volksvertretung und stellte sie allen übrigen Staats- 
angehörigen gleich. Nach dem Wahlgesetze vom 14. April 1852 
sollen 4 Abgeordnete von den grössern Grundbesitzern gewählt 
werden; die Rittergutsbesitzer, welche in dem auf Grund des 
frühern Wahlgesetzes vom 30. November 1849 componirten 
Landtage gar nicht vertreten waren, durften erwarten, dass 
in der Folge 4 Abgeordnete ihre Interessen ex professo wahren 
würden und mussten daher wünschen, dass der neue Landtag 
sofort nach Publication des neuen Wahlgesetzes ins Leben 
gerufen werde. 

Ferner haben die Rittergüter bis zum 20. März 1850 das 
Recht der Befreiung von den gewöhnlichen Grundsteuern ge- 
nossen. Das bäuerliche Grund eigenthum hatte regelmässig jähr- 
lich 9 Steuern aufzubringen, und nur bei aussergewöhnlichen 
Exigenzen, in Kriegszeiten zum Beispiel, wenn das bäuerliche 
Grundeigenthum 15 Steuern präsliren musste, trat eine Contri- 
butionspflicht der Rittergüter ein. Durch ein mit dem aus directen 
Wahlen hervorgegangenen Landtage vereinbartes Gesetz vom 
20. Mai 1850 wurde die Steuerfreiheit der Rittergüter aufge- 
hoben und die Frage der Entschädigung dafür der künftigen 
Gesetzgebung vorbehalten. Anstatt diese vorbehaltene Frage der 
Entschädigung des steuerfreien Eigenlhums zu Gunsten des letz- 
teren zu entscheiden, hat der Landtag, welcher am 10. Nov. 1851 
zusammentrat und bis zum 4. Nov. 1853 tagte, dieselbe nicht allein 
nicht aufgenommen, sondern beschlossen, dass die Steuern 
von dem zeither steuerfreien Grundeigenthume nach Steuer- 
einheiten, die Steuern von dem zeither steuerbaren 
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Grundeigenthume nach dem herkömmlichen, factisch be- 
deutend niedrigeren Steuerfusse zu erheben seien. Es 
wurde somit den Rittergütern nicht nur ein wohlerworbenes Recht 
ohne Entschädigung entzogen, sondern ihnen auch eine grössere 
Steuerpflicht als dem übrigen Grundbesilzc angesonnen. 

Nicht minder als durch die Pflicht der Selbstverteidigung 
wird der gedachte Entschluss der Rittergutsbesitzer dadurch 
motivirt, dass der jetzige Zustand allgemeiner Rechtsunsicherheit 
im FUrstenthume Reuss j. L. um jeden Preis beseitigt wer- 
den muss. 

Bei einem nur flüchtigen Blicke auf die Reihe von wichtigen 
Gesetzen und Verordnungen, welche unter Mitwirkung des in- 
compelenten Landtags vom 5. Mai 1852 bis 4 November 1853 
entstanden sind, und unter denen hier noch einmal nur die Ge- 
setze über die Intestaterbfolge, die Personal- und Gewerbesteuer, 
den Civilstaatsdienst , die Firma- und Procura -Ordnung, die 
Regelung der Presse, die Verordnungen über die Organisation 
der Verwaltungs- und Justizbehörden genannt sein sollen, — 
im Hinblicke hierauf wird man die Ueberzeugung gewinnen, dass 
der Rechtszustand in hohem Grade gefährdet ist, weil immerhin 
die Möglichkeit bleibt, es könnten diese Gesetze und die sämmt- 
lichen, auf Grund derselben entstandenen Rechtsgeschäfte als 
nichtig angefochten und für nichtig erklärt werden. 

Also welche Mittel giebt es zur Wiederherstellung des 
Rechtszustandes ? 

Als der nächstliegende Weg, der den mit allen rechtlich 
gegebenen Mitteln nothwendig verbundenen traurigen Confliclen 
zwischen Regierung und Unterthanen vorzubeugen geeignet wäre, 
bietet sich hier die Einreichung eines Gesuches an die Staats- 
regierung dar: es möchte dieselbe die mit dem Landtage in der 
Zeit vom 5. Mai 1852 bis 4. November 1853 verabschiedeten 
Gesetze, deren Gültigkeit doch mindestens für zweifelhaft ge- 
achtet werden müsse , dem auf Grund des Wahlgesetzes vom 
14. April 1852 mit Rücksicht auf die Sachlage schleunig ein- 
zuberufenden Landlage zur Revision, beziehungsweise nachträg- 
lichen Genehmigung vorlegen. 

Offenbar würde hiedurch für die Zukunft jeder Zweifel voll- 
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ständig gelöst; in Betreff der auf Grund jener Gesetze bereits 
entstandenen Rechtsgeschäfte empföhle sich, um ihre Anfecht- 
barkeit zu beseitigen, eine Vereinbarung dahin zu treffen, dass 
die Gesetze als rechtlich bindend für die Zeil vom 5. Mai 1852 
bis zur erfolgten Revision, resp. Genehmigung durch ein neues 
Gesetz erklärt werden möchten. 

Eine Anzahl Rittergutsbesitzer, welche sich im April d. J. 
an den Verfasser dieser Abhandlung wandten, haben auf seinen 
Vorschlag auch wirklich diesen Weg betreten, und die Resolution 
der Staatsregierung auf ihr Gesuch wird erwartet. Andere münd- 
lich und schriftlich bei dem Fürsten, bei den Gliedern des Staats- 
ministeriums angebrachte Bitten und Anträge sind jedoch bis jetzt 
ebenso fruchtlos gewesen, als eine bei dem Landtage, dessen 
Competenz angezweifelt wird, selbst eingereichte Deduction. 

In dem hiernach nicht unwahrscheinlichen Falle, dass der 
beantragte Mittelweg nicht eingeschlagen werden wird, scheinen 
sich folgende Wege zu öffnen, um auf die Bahn des Rechtes 
einzulenken. 

Nach der bereits angeführten grundgesetzlichen Bestimmung, 
dass der Landtag alle drei Jahre im Monat October und ausser- 
dem, so oft es zur Erledigung dringender und wichtiger Landes- 
angelegenheiten von der Staatsregierung, sei es nach eigenem 
Ermessen, sei es auf Antrag der Volksvertretung für nöthig be- 
funden wird, einberufen werden soll, wird der nächste Landtag 
spätestens im October 1856 zusammenzutreten haben. Dabei 
gehe ich davon aus, dass nach der Ansicht der Staats- 
regierung der verfassungsmässige Landlag am 4. Nov. 1853 
geschlossen worden ist und dass in der Zwischenzeit keine 
dringenden und wichtigen Landesangelegenheiten vorkommen, 
welche eine frühere Einberufung nach ihrer Meinung nöthig 
machen; nach der hier vertretenen Auffassung hat der verfas- 
sungsmässige Landlag bereits mit Publicalion des neuen Staats- 
grund- und Wahlgesetzes, mithin am 5. Mai 1852, zu existiren 
aufgehört. 

Der neue Landlag hat nun zweifellos das Recht, das Bun- 
desschiedsgericht anzurufen. § 117 des Staatsgrundgeselzes vom 
14. April 1852 sagt nämlich: „wenn über Auslegung einzelner 



356 Gültigkeit der vom 5. Mai 1852 bis 4. Nov. 1853 

Bestimmungen der Verfassungsurkunde Zweifel entsteht, und der- 
selbe nicht durch Uebereinkunft zwischen der Regierung und der 
Volksvertretung beseitigt werden kann, so soll die Entscheidung 
des Bundesschiedsgerichts eingeholt werden." 

Es fragt sich hier, ob nach Publication des revidirten Staats- 
grundgesetzes eine neue Landesvertretung nach dem Wahlgesetze 
vom 14. April 1852 hätte zusammenberufen werden müssen. 
Sind in dieser Beziehung die Regierung und die Stände ver- 
schiedener Ansicht und kann der Zweifel durch Verhandlungen 
zwischen ihnen nicht beseitigt werden, dann hat das Bundesschieds- 
gericht nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 30. Oct. 
1834 einzuschreiten. 

Wenn freilich die Majorität des Landtags annimmt, dass der 
alte Landtag befugt gewesen sei, auch nach der Verkündigung 
des neuen Verfassungs- und Wahlgesetzes die Rechte der Volks- 
vertretung auszuüben, dann kann auf diesem Wege nicht ge- 
holfen werden. 

Tritt die Majorität aber der hier vertheidigten Ansicht bei, 
dann lässt sich ferner Seitens des Landtags ein Versuch machen, 
ob durch die ihm zustehende Befugniss, neue Gesetze vor- 
zuschlagen, die ungültigen Gesetze weggeschafft werden können. 

Diese neuen Gesetze würden freilich nur dann an Stelle der 
mit dem frühern Landtage vom 5. Mai 1852 bis 4. Nov. 1853 
verabschiedeten Geltung erhalten, wenn die Staatsregierung die 
Zustimmung zu ihnen ertheilte '_). 

1) Wiefern die Volksvertretung im vorliegenden Falle etwa von ihrem 
Rechte der Beschwerdeführung und der Anklage gegen den Minister ver- 
fassungsmässigen Gebrauch zu machen in der Lage sein möchte, mag hier 
dahin gestellt bleiben ; die einschlagenden grundgesetzlichen Bestimmungen 
lauten: § 106. Jeder Staatsdiener haftet für die Gesetz- und Verfassungs- 
mässigkeit seiner amtlichen Thätigkeit. 

$ 107. Die von dem Fürsten ausgehenden Verfügungen sind von einem 
Mitgliede des Ministeriums zu contrasigniren. Dasselbe ist dafür verant- 
wortlich, dass keine von ihm contrasignirte , oder von ihm unterschriebene 
Verfügung eine Verletzung des Verfassungsgesetzes enthält. 

Diese Verantwortlichkeit kann durch Befehle des Fürsten nicht aufge- 
hoben oder vermindert werden. 

§ 108. Die Volksvertretung ist befugt, diese Verantwortlichkeit durch 
Beschwerde, oder durch förmliche Anklage geltend zu machen. 
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Wir haben geprüft, was der neue Landtag für Mitfei hat. 
Die weitere Frage ist die, können denn die Rittergutsbesitzer 
oder sonst einzelne Personen nichts thun, um jetzt und nicht 
erst im Jahre 1856 den Rechtszustand wiederherzustellen, die 
sie beschwerenden Gesetze aufzuheben? 

Sollte nicht der Bundestag von den Einzelnen angerufen 
werden können? 

In § 118 des neuen Staatsgrundgesetzes heisst es: „gegen- 
wärtiges Verfassungsgesetz wird unter die Garantie des deutschen 
Bundes gestellt." Vorausgesetzt, dass diess geschehen ist, oder 
doch noch geschieht und dass die Bundesversammlung die Ga- 
rantie übernimmt, greift Artikel LX der Wiener Schlussacte Platz, 
welcher lautet: „wenn von einem Bundesgliede die Garantie des 
Bundes für die in seinem Lande eingerührte landständische Ver- 
fassung nachgesucht wird, so ist die Bundesversammlung be- 
rechtigt, solche zu übernehmen. Sie erhält dadurch die Befugniss, 
auf Anrufung der Betheiliglen die Verfassung aufrecht zu erhalten 
und die über Auslegung oder Anwendung derselben entstandenen 
Irrungen, insofern dafür nicht anderweitig Mittel und Wege ge- 
setzlich vorgeschrieben sind, durch gütliche Vermittlung oder 
compromissarische Entscheidung beizulegen." 

Die Competenz der Bundesversammlung wird ausschliesslich 
davon abhängen, ob unter den „ Bet heiligten" nur die Re- 



§ 110. Nur Bescliwerdeführung nicht förmliche Anklage ist gegen eine 
höhere Behörde zulässig, wenn die Unzweckmässigkeit einer Verordnung 
oder andern Maassregel die Volksvertretung zum Gebrauche ihres Rechtes 
auffordert ; förmliche Anklage dagegen findet statt , wenn die absichtliche 
Verletzung der Verfassung in Frage steht." 

Es folgen ferner die Normen über das Verfahren, wenn Beschwerde 
geführt oder Anklage erhoben worden ist. Der Landtag würde nun zu er- 
wägen haben, ob darin, dass das Ministerium die mit dem nach dem Wahl- 
gesetze vom 30. November 1849 komponirten Landtage nach bereits er- 
folgter Publication des Staatsgrund - und Wahlgesetzes vom 14. April 1852 
vereinbarten Gesetze contrasignirl , dass es, als nach dem 5. Mai 1852 
Neuwahlen zum Landtage nöthig wurden, das aufgehobene Wahlgesetz 
angewendet hat, eine blosse Unzweckmässigkeit, oder absichtliche Verletzung 
der Verfassung, oder eine verfassungsmässige Handlungsweise zu finden ist. 
Je nach dem Ergebnisse dieser Erwägungen wird entweder Beschwerde zu 
führen, oder Anklage zu erheben, oder nichts zu thun sein. 
ZeiUchr. für Staatsw. 1854. 2s Heft. 24 
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gierung und Stände, oder auch Andere, zum Beispiel hier 
die in ihren Rechten sich gekränkt fühlenden Rittergutsbesitzer 
zu verstehen sind. 

Endlich scheint mir der Rechtsweg betreten werden zu 
können, um vor den Landesgerichten die Frage nach der Gültig- 
keit der beanstandeten Gesetze zur Entscheidung zu bringen. 
Man erkennt leicht, dass jedes Rechtsgeschäft, welches auf Grund 
eines der vom 5. Mai 1852 bis 4. November 1853 verabschie- 
deten und publicirten Gesetze zu Stande gekommen ist, mit der 
Behauptung angefochten werden kann, dass das Gesetz, auf 
welchem es beruhe, ungültig sei. Man denke, es klagt Jemand 
auf Herausgabe einer Erbschaft, weil er in Gemässheit des In- 
teslat-Erbgeselzes vom 10. December 1853 Erbe geworden sei. 
Der Besitzer der Erbschaft, welcher dem Kläger nach früher 
geltendem Erbrechte vorgegangen sein würde, tritt mit der Be- 
hauptung auf, dass jenes Eibgesetz, auf welches Bezug genom- 
men wird, nicht gültig sei, weil zu demselben nicht die verfas- 
sungsmässige Volksvertretung consentirt habe, dann wird der 
Kläger, wenn der Richter an sich ermächtigt zu sein glaubt, die 
verfassungsmässige Entstehung eines in seiner Form gültigen 
Gesetzes zu prüfen und den Ausführungen unter III. beipflichtet, 
abgewiesen. 

Allerdings würde auf diese Weise zunächst nur der einzelne 
Fall entschieden, sollte aber vielleicht das oberste Gericht des 
Landes, das Ober-Appellationsgericht zu Jena, in die Lage kom- 
men, hierüber zu erkennen und aussprechen, dass auch nur eins 
der Rechtsgeschäfte, welche auf jenen Gesetzen beruhen, nichtig 
sei, weil das Gesetz auf nicht verfassungsmässigem Wege ent- 
standen, oder — was dasselbe — weil es auf keinem Gesetze 
beruhe, dann möchte sich doch wohl die Regierung veranlasst 
sehen, schleunig einen neuen Landtag einzuberufen und ihm die 
Aufhebung jener Gesetze zu proponiren. Thäte sie das nicht, 
dann könnten unter Umständen die auf Grund des ebenfalls mit 
beanstandeten Steuergesetzes gezahlten Steuern zurückgefordert, 
dann könnten sogar richterliche Beamte insbesondere, die ja 
nach der oben angezogenen Bestimmung des Grundgesetzes für 
die Gesetz- und Verfassungsmässigkeit ihrer amtlichen Thätigkeit 
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haften, bewogen werden, die von dem höchsten Gerichtshofe für 
ungültig erklärten Gesetze ex officio nicht mehr anzuwenden. 

Leicht erkennt man, dass diess ein völlig sicherer Weg für 
die betheiligten Rittergutsbesitzer wäre, den von ihnen erstrebten 
Zweck zu erreichen. Dabei gehe ich indess davon aus , dass 
der Richter so berechtigt als verpflichtet ist, ein Gesetz für 
rechtlich wirkungslos im einzelnen Falle zu erklären, wenn in 
dem Slaatsgrundgesetze wie hier steht : der Volksvertretung steht 
das Recht der Mitwirkung bei der Gesetzgebung zu; die gesetz- 
gebende Gewalt wird durch den Fürsten und die Landesvertretung 
ausgeübt; die Uebereinstimmung des Fürsten und des Landtags 
ist zu jedem Gesetze erforderlich, — wenn gleichwohl aber die 
Uebereinstimmung des verfassungsmässigen Landtags nicht 
erbracht ist. 
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